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Bundesregierung – und da eben spe-
ziell durch die Bundesbildungsministe-
rin Wanka – wieder kassiert. Was ha-
ben wir jetzt im Ergebnis? Unbestimm-
te Rechtsnormen, die weiterhin dazu
führen, dass die Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber die Verträge weitgehend
auslegen können. (...) Wie von den Ge-
werkschaften und Mittelbauinitiativen
befürchtet, sind sie da auch sehr krea-
tiv und dann wird alles Mögliche als
Qualifizierungsmaßnahme deklariert,
um wieder Kurzzeitverträge einzurich-
ten.“

Freie Netze für alle

die Einführung des Aufsichtsgremiums
Hochschulrat unter einer beträchtlichen
Anzahl meiner Kolleginnen und Kollegen
bezüglich der Möglichkeit der Mitwir-
kung zunehmend Resignation bzw. Fru-
stration einkehrte. Ein Kollege, ein
künstlerischer Leuchtturm, der Senats-
debatten entscheidend mitgeprägt hat,
bat unsere Kollegen sogar schriftlich
darum, ihn nicht mehr in den Senat zu
wählen. Schließlich bewarb er sich aus
Weimar weg. In der Strukturkommission
hart errungene Vorschläge werden zwar
im Senat bestätigt, konnten aber jeder-

Eine bessere Ausstattung der
Beratungsstellen für Verbrauche-
rinsolvenz in Thüringen hat MdL
Diana Skibbe gefordert. Die neuen
Zahlen des Landesamtes für Stati-
stik zu Insolvenzverfahren belegen
den dringenden Nachbesserungs-
bedarf. 2016 mussten 1.822 Thü-
ringerinnen und Thüringer Privatin-
solvenz anmelden, das ist eine
Steigerung um 8,6 Prozent zum
Vorjahr, auf 100.000 Thüringer
kommen inzwischen 135 Insol-
venzfälle. Das ist leider auch ein
Ergebnis der stagnierenden Förde-
rung der 23  Schuldner- und Ver-
braucherinsolvenzberatungsstel-
len. Viele haben inzwischen Warte-
zeiten von bis zu einem Jahr. Mit ei-
ner guten und umfangreichen För-
derung der Beratungslandschaft
könnten nicht wenige dieser Pri-
vatinsolvenzen im Ergebnis ver-
mieden werden. Eine Erhebung bei
allen Beratungsstellen ergab, dass
bei einer ausreichenden und guten
Ausstattung pro Beratungsstelle
jährlich etwa 90.000 Euro an Fol-
gekosten von Insolvenzen einge-
spart werden könnten, die sonst
der Staat zu tragen hätte.             

Verbraucherinsolven
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Die Plenarsitzung neigte sich an
diesem späten Donnerstagabend
(23.2.) ihrem Ende zu, als der Be-
richt der Landesregierung über die
Ergebnisse des Hochschuldialogs
und der CDU-Antrag „Novellierung
des Thüringer Hochschulgesetzes“
aufgerufen wurden. Daher sagte
der Wissenschaftspolitiker der
Linksfraktion, Christian Schaft, zu
Beginn seiner Rede, er hätte sich ei-
ne größere Aufmerksamkeit bei die-
sem wichtigen Reformthema ge-
wünscht, das Rot-Rot-Grün im Sep-
tember 2015 initiiert hatte und das
auch aus Sicht vieler Beteiligter
„ein Erfolg für eine gelebte Beteili-
gungskultur“ war.

„Wir haben ein Jahr lang mit wirklich
allen Hochschulangehörigen status-
übergreifend intensiv über ein zentra-
les Reformprogramm diskutiert, und
es ist keine Reform, die man mal eben
über Nacht schreibt. Wir wollen näm-
lich keine Fortführung des Status quo
mit ein paar kleinen Verbesserungen.
Wir wollen eine grundlegende Novellie-
rung des Thüringer Hochschulgeset-
zes“ für „eine demokratische, soziale
und offene Hochschullandschaft in
Thüringen“, betonte Christian Schaft.

Und weiter, auch an die Adresse der
CDU und dessen Wissenschaftspoliti-
ker Mario Voigt gewandt: „Wenn Sie
sagen, dass ernsthaft die Diskussion
gesucht werden müsste, dann stelle
ich noch mal die Frage: Wo waren Sie
denn im letzten Jahr? Ich habe Sie nur
bei einem Regionalforum gesehen, das
war in Jena. Darüber hinaus habe ich
Sie und Ihre Fraktion bei keinem der
anderen Regionalforen wahrgenom-
men, wo wir bei jedem drei Stunden
und bei den Werkstattgesprächen bis
zu sechs Stunden über die Themen dis-
kutiert haben. Dort war die ernsthafte
Diskussion möglich und dort ist sie ge-
führt worden.“

„Schließlich bewarb er sich
aus Weimar weg“

Und mit Blick auf den von der CDU
vorgelegten Antrag wies es Christian
Schaft zurück, dass  die Oppositions-
fraktion und ehemalige Regierungspar-
tei kaum Novellierungsbedarf sieht.
Dabei sei dieser gerade hinsichtlich
der Strukturen so wichtig. Der Abge-
ordnete zitierte  Prof. Gero Schmidt-
Oberländer, Prodekan der Weimarer
Musikhochschule: „Struktur darf daher
aus unserer Sicht Mitwirkung nicht ver-
hindern. In den 90ern und Nullerjahren
bis zur Einführung der neuen Hoch-
schulstruktur waren Senat und Konzil
die Gremien, die für die Hochschule den
Identifikationspool bildeten. Im Senat
wurden die wichtigen und wegweisen-
den Entscheidungen getroffen und das
Konzil wählte die Hochschulleitung. Ich
konnte seither beobachten, dass durch

Im Bundesrat wurde ein Gesetz-
entwurf beschlossen, der es er-
möglichen soll, dass Freifunk-Ver-
eine als gemeinnützige Vereine
anerkannt und damit finanziell ent-
lastet werden. MdL Katharina Kö-
nig: „Es freut mich, dass der von
Thüringen miteingebrachte Ent-
wurf angenommen wurde und nun
in den Bundestag eingebracht
wird.“ Freifunk-Initiativen, häufig in
sehr kleinen Vereinen organisiert,
entwickeln auf Grundlage oft
selbst entwickelter oder modifi-
zierter Hard- und Software Daten-
netze, die der Allgemeinheit offen-
stehen. Oft wird hierüber auch der
Zugang zum Internet ermöglicht.
„Freifunk-Initiativen sind Multipli-
katoren einer offenen Gesellschaft
des Digitalen. Sie teilen ihr Wissen
und Können, stellen Software und
digitale Infrastruktur zu Nutzung
und Weiterentwicklung zur Verfü-
gung. Daher ist die Anerkennung
der Gemeinnützigkeit wichtig. 

Das Internet ist inzwischen Teil
der notwendigen Grundversor-
gung. Freier Zugang zu offenen
Netzen, die Möglichkeit, über
Hard- und Software des Zugangs
selbst zu bestimmen, und die freie
Entfaltungsmöglichkeit in offenen
Netzen sind wichtige Grundpfeiler
einer offenen digitalen Gesell-
schaft. Mit ihrer Arbeit leisten die
Freifunk-Initiativen dazu einen
wertvollen Beitrag. Diese als ge-
meinnützig anzuerkennen, ist
längst überfällig“, unterstrich die
Abgeordnete der Linksfraktion im
Thüringer Landtag.                        

Debatte zum Thüringer Hochschuldialog und zur Novellierung des Hochschulgesetzes

zeit vom Präsidium oder dem Hoch-
schulrat verändert werden.“ 

„Das hat Ihre Bundesbildungs-
ministerin verbockt“

Solche Äußerungen habe es ähnlich
bei allen Foren gegeben. Den Vorschlä-
gen, „dem Senat wieder weitgehende
Entscheidungskompetenzen zuzuspre-
chen und den Hochschulrat weitge-
hend zu einem beratenden Gremium
zu machen, können wir voll umfänglich
zustimmen“, sagte der LINKE-Politiker.
Es müsse „doch tatsächlich die Frage
gestellt werden, welche wirklich weit-
gehenden Entscheidungskompetenzen
diejenigen haben, die direkt durch die
Hochschulangehörigen oder die Hoch-
schulmitglieder gewählt werden“.

„Sehr verwundert“ zeigte er sich
über die CDU-Forderung, das Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz zu verbes-
sern: „Das hat Ihre Bundesbildungsmi-
nisterin verbockt. Sie fordern eine Ver-
besserung der Beschäftigungssituati-
on des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses durch die umfassende Änderung
des Gesetzes mit dem Ziel einer ver-
bindlichen Regelung von Mindestbefri-
stungen. Ich will daran erinnern: Sol-
che verbindlichen Regelungen hat Thü-
ringen im Rahmen der Gesetzesnovel-
lierung im letzten Jahr im Bundesrat
mit weiteren Ländern gefordert. Aber
diese und viele andere Vorschläge, die
genau das geliefert hätten, wurden
dann im weiteren Verfahren durch die

Christian Schaft weiter: „Am Ende
bleibt aus unserer Sicht zu Ihrem An-
trag nur festzustellen: Sie verweigern
sich bewusst dem großen Änderungs-
bedarf, der durch die Hochschulange-
hörigen bei den Regionalforen geäu-
ßert wurde. (…) Wir wollen im Gegen-
satz zur CDU-Fraktion diese Ergebnis-
se des Hochschuldialogs nicht einfach
so in die Tonne drücken.“

Im Herbst das Gesetz

Der Abgeordnete weiter: „Wir neh-
men die Anregung der Hochschulange-
hörigen sehr ernst und messen an den
Ergebnissen auch den bald vorliegen-
den Referentenentwurf aus dem Wis-
senschaftsministerium. Wir wollen
durch die Stärkung der Senate und der
paritätischen Besetzung mehr Demo-
kratie an den Hochschulen. Wir wollen
durch die flächendeckende Einführung
von Diversitätsbeauftragten und die
Stärkung der Gleichstellungsbeauf-
tragten offenere Hochschulen. Wir
wollen mit den klaren Regelungen und
einem Kodex für die gute Arbeit in der
Wissenschaft, der dann gesetzlich ver-
ankert ist, eine sozialere Hochschule.
Deshalb kann ich es nur betonen: Ori-
entieren wir uns an dem, was bei den
Hochschuldialogforen an Forderungen
auf den Tisch gelegt wurde!“ Der LIN-
KE-Politiker freut sich  „auf die weitere
Debatte wahrscheinlich im Herbst mit
den entsprechenden Akteuren zum
konkreten Gesetz“.                             


